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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

In der Sommersession 2021 bestätigte der Ständerat den Entscheid seiner WBK-SR und
gab einer Standesinitiative aus dem Kanton Genf zur Unterstützung der
familienergänzenden Kinderbetreuung keine Folge. Er stellte sich somit gegen die
Schaffung eines spezifischen Verfassungsartikels, der eine dauerhafte
Bundesbeteiligung für die Finanzierung familienergänzender Kinderbetreuungsplätze
sowie die Förderung von vorschulischen Betreuungsplätzen auf Kantons- und
Gemeindeebene verankern sollte. Stattdessen verwies er auf die hängige
parlamentarische Initiative der WBK-NR, welche die Überführung der
Anstossfinanzierung in eine stetige Lösung für die familienexterne Kinderbetreuung
forderte. Zum Zeitpunkt der Beratung der Genfer Standesinitiative lag jedoch noch kein
Entwurf der Kommission zur parlamentarischen Initiative vor. 1

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
MARLÈNE GERBER

Auch die WBK-NR wollte auf die Schaffung eines spezifischen Verfassungsartikels
verzichten, der den Bund zur dauerhaften Förderung von familienergänzenden
Betreuungsangeboten im Vorschulalter verpflichten würde, wie dies eine
Standesinitiative aus dem Kanton Genf forderte. Die Kommission lehnte dieses Anliegen
im November 2021 mit 20 zu 4 Stimmen (1 Enthaltung) ab. Eine Minderheit hatte
vergeblich für Folgegeben plädiert, um die Überlegungen der Initiative in die laufenden
Arbeiten zur eigenen Kommissionsinitiative (Pa.Iv. 21.403) einfliessen zu lassen. Besser
erging es einer parlamentarischen Initiative Brenzikofer (gp, BL; Pa.Iv. 21.412) mit der
Forderung nach einer gesetzlichen Grundlage zur Finanzierung von
Tagesschulangeboten: Hier entschloss sich eine Mehrheit der Kommission für
Folgegeben, um das Anliegen in die Umsetzung der Kommissionsinitiative zu
integrieren. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 05.11.2021
MARLÈNE GERBER

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Le Conseil des Etats a refusé en mars 2019 de donner suite à une initiative cantonale de
Genève, qui visait à donner aux cantons les moyens de réaliser l'égalité entre femmes
et hommes. La République du bout du lac souhaitait une révision de la loi fédérale qui
permettent aux cantons de contrôler le respect par les employeurs du principe
d'égalité de traitement ainsi que de le mettre activement en œuvre, en collaboration
avec les partenaires sociaux. La CSEC-CE s'était unanimement opposée au projet. Sa
commission sœur, la CSEC-CN s'est prononcée au mois d'avril pour un refus de donner
suite, à 15 voix contre 7. 3

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.03.2019
SOPHIE GUIGNARD

Le Conseil national a emboîté le pas à la chambre haute, rejetant sans débat l'initiative
cantonale genevoise, qui visait à donner aux cantons les moyens de réaliser l'égalité
entre femmes et hommes, par 110 voix contre 61 et 3 abstentions. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
SOPHIE GUIGNARD

Der Kanton Genf beantragte in einer Standesinitiativem im Sommer 2019, dass bei der
Übernahme der Arztkosten bei Schwangerschaftsabbrüchen vor der dreizehnten
Woche durch die OKP zukünftig keine Kostenbeteiligung, also Franchise oder
Selbstbehalt, durch die Versicherten mehr anfallen sollen. So werde heute ungefähr
jede fünfte Schwangerschaft ungewollt beendet, was für die betroffenen Mütter und
Väter ein traumatisches Erlebnis sei. Diese Personen sollen entsprechend nicht noch
zusätzlich durch die anfallenden Kosten belastet werden. Im November 2020 gab die
SGK-SR der Standesinitiative zusammen mit zwei Motionen zur vollständigen
Übernahme der Kosten einer Schwangerschaft vor der dreizehnten
Schwangerschaftswoche (Mo. 19.3070 und Mo. 19.3307) Folge. 5

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.11.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Par 91 voix contre 86 et 9 abstentions, le Conseil national a refusé d'entrer en matière
sur une initiative cantonale genevoise, qui demandait d'inscrire le harcèlement sexuel
dans la liste des discriminations pour lesquelles s'allège le fardeau de la preuve dans la
loi fédérale sur l'égalité entre femmes et hommes (LEg). La CSEC-CN a estimé, par 14
voix contre 10, que l'inscription dans la loi serait une insécurité supplémentaire pour
l'employeur, sans véritablement avoir de conséquence directe sur la personne
harceleuse. Dans le cadre d'une telle affaire, l'employeur doit prouver qu'il a mis en
place des mesures pour prévenir le harcèlement sexuel. Or, il est, selon la commission,
toujours très difficile de prouver qui était au courant des faits de harcèlement. Seuls le
parti socialiste et le groupe des Verts se sont montrés unanimes sur la question, les
autres groupes ont agi en ordre dispersé, avec cependant une nette tendance
d'opposition de la part de l'UDC, du PLR et du groupe du centre. 6

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

Auch der Ständerat stellte sich in der Frühjahrssession 2021 dagegen, dass sexuelle
Belästigung am Arbeitsplatz als eine derjenigen Diskriminierungen eingestuft wird, für
die die Beweislast erleichtert wird. Mit 28 zu 13 Stimmen folgte er damit seiner
Kommissionsmehrheit, die argumentierte, die bestehende rechtliche Sorgfaltspflicht
der Arbeitgebenden sei ausreichend. Zudem seien Beweislasterleichterungen nicht
zielführend, da sie ohne Konsequenzen für die belästigende Person blieben. Eine
Kommissionsminderheit hatte vergeblich die Ansicht vertreten,
Beweislasterleichterungen seien eine wirksame Massnahme zur Bekämpfung von
sexueller Belästigung. Mit dem ständerätlichen Entscheid wurde die Standesinitiative
des Kantons Genf somit erledigt. 7

STANDESINITIATIVE
DATUM: 18.03.2021
MARLÈNE GERBER

Eine noch vor der Volksabstimmung zum indirekten Gegenentwurf zur Volksinitiative
«für einen vernünftigen Vaterschaftsurlaub» eingereichte Standesinitiative des Kantons
Jura wollte den Kantonen die Kompetenz zur Einführung eines Vaterschafts- oder
Elternurlaubs einräumen – unabhängig vom Ausgang der Volksabstimmung. Die
Vernehmlassungsantworten zum indirekten Gegenentwurf hätten gezeigt, dass zwei
Drittel der Kantone die Einführung eines Vaterschaftsurlaubs begrüssten, einzelne
Kantone stünden gar für einen längeren Urlaub ein als die im Gegenentwurf enthaltenen
zwei Wochen. Die WBK-SR, die sich im Juni 2021 und somit nach Annahme des
zweiwöchigen Vaterschaftsurlaubs an der Urne mit der Standesinitiative befasste, kam
mit 6 zu 5 Stimmen bei einer Enthaltung zum Schluss, dass mit dem Volks-Ja keine
weiteren Revisionen nötig seien und beantragte, der Standesinitiative keine Folge zu
geben. 8

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.06.2021
MARLÈNE GERBER

Im Juni 2021 gab nach ihrer Schwesterkommission auch die SGK-NR der
Standesinitiative des Kantons Genf für eine Übernahme der Arztkosten bei
Schwangerschaftsabbrüchen vor der dreizehnten Woche mit 11 zu 7 Stimmen Folge.
Die SGK-SR wird nun einen entsprechenden Entwurf ausarbeiten. 9

STANDESINITIATIVE
DATUM: 25.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Die EO ermächtigt die Kantone explizit in Artikel 16h, ausgebautere Varianten des 14-
wöchigen Mutterschaftsurlaubs zu beschliessen. Eine ebensolche Regelung verlangte
eine Standesinitiative aus dem Kanton Jura: Sie wollte den Kantonen im Gesetz explizit
die Kompetenz gewähren, über weitergehende Bestimmungen zum bestehenden
Vaterschaftsurlaub oder über die Einführung eines Elternurlaubs auf ihrem
Kantonsgebiet zu befinden, die nicht nur für öffentlich-rechtliche, sondern auch für
privatrechtliche Arbeitsverhältnisse Gültigkeit hätten. Im Ständerat, der die
Standesinitiative des Kantons Jura beriet, dominierten juristische Fragen. Benedikt
Würth (mitte, SG) bestätigte für die Kommissionsmehrheit, dass im vorliegenden Fall
nicht klar sei, ob hier ein öffentliches Interesse vorliege, das vom Bund nicht
abschliessend geregelt werde. Sollte ein solches vorliegen – argumentiert werden
könnte etwa mit dem Kindeswohl oder der Gleichstellung zwischen Mann und Frau –,
erübrige sich eine explizite Kompetenzgewährung, da die Kantone so bereits die
Möglichkeit hätten, in ihrem Kompetenzbereich öffentlich-rechtliche Normen zu
beschliessen. Für den Fall, dass ein öffentliches Interesse verneint würde, könnte nur
eine explizite Erwähnung im Gesetz die rechtliche Unsicherheit beseitigen. Genau die
Beseitigung dieser Unsicherheit durch Folgegeben verlangte eine Minderheit Baume-
Schneider (sp, JU) und betonte, dass es nicht um die finanzielle Unterstützung einer
kantonalen Regelung durch den Bund gehe. Sie verwies dabei auf verschiedene

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.09.2021
MARLÈNE GERBER
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laufende Bestrebungen in unterschiedlichen Kantonen – neben ihrem eigenen Kanton
in den Kantonen Tessin, Genf und Bern –, die allesamt vor dieser rechtlichen
Unsicherheit stünden. Mit 25 zu 13 Stimmen bei einer Enthaltung folgte der Ständerat
seiner Kommissionsmehrheit und gab der Initiative keine Folge. 10

Auch die WBK-NR als zuständige Kommission des Nationalrats beantragte ihrem Rat,
der Standesinitiative des Kantons Jura, die für die Kantone eine explizite Kompetenz
verlangte, über die bundesrechtlichen Bestimmungen hinausgehende Regelungen zu
Eltern- oder Vaterschaftsurlaub zu beschliessen, keine Folge zu geben. Sie fasste
diesen Entschluss mit 15 zu 10 Stimmen. Während sich die Kommissionsminderheit von
der Zustimmung die Möglichkeit einer harmonisierten Lösung erhoffte, vertrat die
Kommissionsmehrheit die Meinung, dass den Kantonen durch das Bundesrecht bereits
ein gewisser Handlungsspielraum eingeräumt werde. 11

STANDESINITIATIVE
DATUM: 15.10.2021
MARLÈNE GERBER

Mit 7 zu 5 Stimmen (0 Enthaltungen) beschloss die RK-SR im November 2021, einer
Standesinitiative des Kantons Tessin mit der Forderung nach einer Ausdehnung des
Kündigungsschutzes nach dem Mutterschaftsurlaub keine Folge zu geben. Die
Kommissionsmehrheit erachtete den bestehenden Kündigungsschutz von 16 Wochen
nach der Geburt als ausreichend: «[I]n den allermeisten Fällen» könnten die
angestellten Mütter und die Arbeitgebenden eine für beide Parteien befriedigende
Lösung finden, wie verschiedene Studien gezeigt hätten. Zudem seien Kündigungen
wegen Mutterschaft aktuell schon generell widerrechtlich, weswegen die Frauen bereits
über die nötigen Instrumente verfügen würden, um sich dagegen zu wehren. Eine
Verlängerung des Kündigungsschutzes würde ferner die Wirtschaftsfreiheit
einschränken und könnte sich gar kontraproduktiv auswirken: Aufgrund eines «zu
grossen Planungsrisikos» könnten Arbeitgebende weniger gewillt sein, junge Frauen
einzustellen. 
Anders sah dies die Kommissionsminderheit. Sie sah in dieser Massnahme positive
Effekte für Wirtschaft und Gesellschaft, da weniger weibliche Fachkräfte aus dem
Arbeitsmarkt ausscheiden würden. Darüber hinaus würden die Studien nicht das
gesamte Ausmass der Problematik aufzeigen: Wenn Frauen nach der Mutterschaft
selber kündigten, geschehe dies auch, weil der Arbeitgebende sie zu diesem Schritt
bewegt habe oder weil eine Pensumsreduktion nicht möglich gewesen sei. 12

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.11.2021
MARLÈNE GERBER

Mit 27 zu 13 Stimmen (4 Enthaltungen) beschloss der Ständerat im Dezember 2021, einer
Standesinitiative des Kantons Tessin mit der Forderung einer Ausdehnung des
Kündigungsschutzes nach dem Mutterschaftsurlaub keine Folge zu geben. Damit folgte
der Standerät seiner Kommissionsmehrheit, welche sich gegen einen Eingriff in das
bestehende Vertragsrecht zwischen Arbeitgebenden und Arbeitnehmenden aussprach.
Dies, da die Kommissionsmehrheit unter anderem negative Konsequenzen auf die
Anstellbarkeit von jungen Frauen bei Umsetzung der Standesinitiative erwartete, weil
diese allenfalls mit einem organisatorischen Mehraufwand für KMU verbunden wäre. Die
Kommissionsminderheit dagegen hob hervor, dass nach wie vor viele
Arbeitnehmerinnen nach einer Schwangerschaft kündigten, entweder auf Anraten der
Arbeitgebenden oder weil sie ihr Pensum nicht reduzieren können. Damit schieden
weibliche Fachkräfte aus dem Arbeitsmarkt aus, was durch einen verlängerten
Kündigungsschutz verhindert werden könne. 13

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.12.2021
VIKTORIA KIPFER

Ebenso wie eine Standesinitiative aus dem Kanton Genf forderte auch eine
Standesinitiative aus dem Kanton Waadt die einfachere Bekämpfung von sexueller
Belästigung bei der Arbeit, indem für die Diskriminierung durch sexuelle Belästigung
die Beweislasterleichterung gelten soll. Ähnlich wie etwa bei der Entlöhnung, der
Beförderung oder der Kündigung könnte die Diskriminierung somit bereits anerkannt
werden, wenn sie durch die betroffene Person glaubhaft gemacht werden kann, ohne
dass sie –  was gemäss aktuellem Recht der Fall ist – bewiesen werden müsste. Mit 5 zu
5 Stimmen bei einer Enthaltung und Stichentscheid des Präsidenten Benedikt Würth
(mitte, SG) beantragte die WBK-SR im Mai 2022, der Standesinitiative keine Folge zu
geben. Die Standesinitiative kommt somit zur Beratung in den Ständerat, der sich im
Vorjahr mit Zweidrittelmehrheit bereits gegen die Genfer Standesinitiative
ausgesprochen hatte. 14

STANDESINITIATIVE
DATUM: 06.05.2022
MARLÈNE GERBER
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Nachdem die Tessiner Standesinitiative zur Ausdehnung des Kündigungsschutzes nach
dem Mutterschaftsurlaub auf 12 Monate nach der Geburt bereits von der RK-SR und
vom Ständerat abgelehnt worden war, beantragte die RK-NR im August 2022 mit 16 zu 9
Stimmen ebenfalls, ihr keine Folge zu geben. Eine Kommissionsminderheit Arslan
(basta, BS) stellte hingegen einen Antrag auf Folgegeben. Gleichzeitig entschied sich die
Kommission, eine eigene parlamentarische Initiative zur Ausdehnung des
Kündigungsschutzes für Jungmütter (Pa.Iv. 22.455) zu lancieren. 15

STANDESINITIATIVE
DATUM: 19.08.2022
VIKTORIA KIPFER

In der Herbstsession 2022 wurde eine Standesinitiative des Kantons Waadt, welche die
einfachere Bekämpfung sexueller Belästigung bei der Arbeit mithilfe einer
Beweislasterleichterung forderte, vom Ständerat behandelt. Da der Tatbestand der
sexuellen Belästigung «nicht klar definiert» sei und die Beschaffung eines
Gegenbeweises im Falle einer Klage nur unter grossem Eingriff in die Privatsphäre der
Arbeitnehmenden beschafft werden könne, empfahl eine knappe Mehrheit der RK-SR
ihrem Rat, der Initiative keine Folge zu geben. Eine Kommissionsminderheit Baume-
Schneider (sp, JU) verwies hingegen darauf, dass es für die Opfer sexueller
Belästigungen sehr schwierig sei, die Tat zu beweisen, und forderte dementsprechend
eine Änderung der geltenden Beweisregelung. Der Ständerat gab der Standesinitiative –
wie bereits zuvor einer ähnlichen Standesinitiative des Kantons Genf – mit 25 zu 16
Stimmen bei 2 Enthaltungen keine Folge. 16

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.09.2022
VIKTORIA KIPFER

Mit 116 zu 65 Stimmen gab der Nationalrat in der Herbstsession 2022 als Zweitrat, wie
von der Mehrheit seiner RK beantragt, einer Standesinitiative des Kantons Tessin zur
Ausdehnung des Kündigungsschutzes nach dem Mutterschaftsurlaub auf 12 Monate
nach der Geburt des Kindes keine Folge. Eine Minderheit Arslan (basta, BS) appellierte
erfolglos an den Nationalrat, der Standesinitiative Folge zu geben: Bei Annahme der
Initiative würden weniger Frauen aufgrund des vergleichsweise kurzen
Kündigungsschutzes aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden oder könnten nach der Geburt
auch wieder besser in das Arbeitsleben eingegliedert werden. Die
Kommissionsmehrheit teilte diese Meinung nicht und argumentierte, dass die Vorlage
den momentanen Fachkräftemangel noch verschärfen könnte. Sie erachtete eine
Verdreifachung des heutigen Kündigungsschutzes für Jungmütter als ungerechtfertigt.
So sprachen sich schliesslich lediglich die geschlossenen stimmenden Fraktionen der
SP und der Grünen sowie ein Mitglied der Mitte-Fraktion für die parlamentarische
Initiative aus. Die parlamentarische Initiative ist somit erledigt. 17

STANDESINITIATIVE
DATUM: 21.09.2022
VIKTORIA KIPFER

Wie bereits der Ständerat in der vergangenen Herbstsession sprach sich in der
Frühjahrssession 2023 auch der Nationalrat gegen eine Standesinitiative des Kantons
Waadt für eine einfachere Bekämpfung sexueller Belästigung bei der Arbeit aus. Er
folgte damit der Mehrheit seiner RK, die mit 15 zu 9 Stimmen den Wunsch geäussert
hatte, sich mehrheitlich auf Präventionsarbeit zu fokussieren, um gegen sexuelle
Belästigung am Arbeitsplatz vorzugehen, und an der bestehenden Beweisregelung
festzuhalten. Für Annahme der Initiative und damit für eine Beweislasterleichterung
plädierte dagegen eine Kommissionsminderheit Python (gp, VD), stiess damit aber
lediglich bei den Fraktionen der SP und der Grünen auf Anklang. Die grosse Kammer gab
der Initiative mit 117 zu 67 Stimmen (bei 1 Enthaltung) keine Folge. 18

STANDESINITIATIVE
DATUM: 27.02.2023
VIKTORIA KIPFER

Eine Standesinitiative des Kantons Waadt forderte eine Erstattung der
Behandlungskosten bei Fehlgeburt, Windei oder Eileiterschwangerschaft. Konkret
forderte der ursprünglich von Grossrätin Anne-Laure Botteron eingereichte Vorstoss,
dass alle Gesundheitskosten in der Schwangerschaft ab Empfängnis vollumfänglich von
der Krankenversicherung getragen werden. Zusätzlich sollte diese Leistungserbringung
– anders als im geltenden Recht – ohne Franchise und Selbstbehalt erfolgen. Dies ist
heutzutage bei den Leistungen der Mutterschaft bereits gang und gäbe, jedoch erst ab
der 13. Woche der Schwangerschaft. Dass Frauen, die zum Beispiel vor dieser Frist im
Rahmen einer Fehlgeburt nicht nur ein einschneidendes Ereignis durchleben würden,
sondern zusätzlich mit erheblichen Kosten konfrontiert seien, sei eine doppelte
Bestrafung, unterstrich auch der Waadtländer Staatsrat. Zusätzlich seien diese Frauen
meist eher jung und grundsätzlich gesund, womit sie oftmals über eine hohe Franchise
verfügten. 
Die SGK-SR beantragte mit 8 zu 0 Stimmen (bei 5 Enthaltungen), der Standesinitiative

STANDESINITIATIVE
DATUM: 22.05.2023
VIKTORIA KIPFER
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keine Folge zu geben. Als Begründung gab sie an, dass der Bundesrat momentan im
Rahmen des Massnahmenpakets 2 zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen bereits
vorsehe, die Kostenbeteiligung ab dem mittels Ultraschall bestätigten Beginn der
Schwangerschaft auszusetzen. 
Der Ständerat folgte in der Sommersession 2023 stillschweigend dem Antrag seiner
Kommission und gab der Initiative keine Folge. 19
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